
Die USA gelten im Allgemeinen als das Einwanderungsland 
schlechthin. Seit über zweihundert Jahren kommen Einwande-
rer ins Land. Heute ist die Einwanderung durch große Vielfalt 
gekennzeichnet: Die USA ziehen jährlich zahlreiche Personen 
mit unterschiedlichen sozialen und ethnischen Wurzeln und 
verschiedenem Bildungshintergrund an.

Während die Einwanderer ursprünglich vor allem Europäer 
waren, stammt heutzutage die Mehrheit aus Lateinamerika. Im-
mer neue Einwanderungswellen haben dazu beigetragen, dass 
die Bevölkerung der USA eine große Bandbreite unterschiedli-
cher Herkunft aufweisen. Die Zuwanderung ist vor allem in der 
Familienzusammenführung und Arbeitsmigration begründet, 
Flüchtlinge sind zahlenmäßig weniger bedeutend.

 Gegenwärtig steht Einwanderung sowohl für eines der 
grundlegenden Merkmale im Selbstverständnis der Vereinigten 
Staaten als auch für eine politische Kontroverse. Seit den Ter-

roranschlägen vom 11. September 2001 spielt die Sicherheit 
des Landes eine immer wichtigere Rolle, ebenso die Debatte 
über irreguläre Einwanderung. Das vorliegende Länderprofil 
bietet zunächst einen Überblick über die langfristige Entwick-
lung der Einwanderung in die USA, um dann einige aktuelle 
Punkte näher zu betrachten.

Eingangs sollte jedoch betont werden, dass die Vereinigten 
Staaten in der Einwanderungsdebatte – was die Grundsätze 
betrifft – deutlich weniger gespalten sind, als es gegenwärtig 
den Anschein hat. Der Stolz, eine Einwanderernation zu sein, 
ist ungebrochen und die überwältigende Mehrheit befürwortet 
zwar politische Reformen hin zu strengerer Anwendung der 
Gesetze, aber gleichzeitig auch den Zugang zum legalen Auf-
enthaltsstatus für jene, die sich bereits in den USA aufhalten.

Entwicklungen in der Einwanderungspolitik 
der USA

Gesetzgebung bis 1980
Während des 20. Jahrhunderts hatte die Einwanderungs-

politik der USA vor allem das Ziel, Einreisebewilligungen auf 
bestimmte Herkunftsregionen zu begrenzen. Auf Grundlage 
der Quotenregelung von 1921 wurde im Einwanderungsgesetz 
von 1924 die Zuwanderungsrate auf 150.000 Personen pro Jahr 
festgelegt und ein Quotensystem für nationale Herkunft einge-
richtet, das die Zuwanderung aus den bevorzugten nord- und 
westeuropäischen Staaten förderte und gleichzeitig die Zu-
wanderung von „unerwünschten Rassen“1 aus Ost- und Süd-
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europa begrenzte. Dieser Effekt wurde dadurch erzielt, dass 
die Zuwanderungsquoten für einzelne Nationen an die propor-
tionale Zusammensetzung der damaligen US-Bevölkerung ge-
bunden waren. Menschen aus China, Japan, Südasien und 
zahlreichen afrikanischen Staaten wurden damit von der Ein-
wanderung praktisch ausgeschlossen.2

Das Einwanderungsgesetz (Immigration and Nationality 
Act, INA) von 1952 weichte diese Einschränkungen bis zu ei-
nem gewissen Grad auf, behielt aber grundsätzlich die Auswahl 
nach nationaler Herkunft bei. „Rasse“ stellte kein Hindernis 
mehr bei der Einwanderung dar, und allen Ländern wurde eine 
Mindestquote von 100 Einwanderern zugeteilt. Darüber hinaus 
wurde ein Auswahlsystem eingeführt, das Einwanderer mit ge-
fragter Ausbildung ebenso bevorzugte wie Verwandte von US-
Bürgern bzw. von Personen mit dauerhaftem Aufenthalts
status.

Mit einer Gesetzesnovelle von 1965 wurde die Auswahl 
nach Nationalitäten endgültig abgeschafft und damit der Weg 
für umfangreichere Zuwanderung aus Asien, Lateinamerika 
und auch Südeuropa geebnet. Die Höchstgrenzen wurden 
nach Weltregionen festgelegt und ein Präferenz-System aufge-
stellt, in dem nach sieben verschiedenen Kategorien Visa aus-
gestellt wurden. Demzufolge wurden Visa in der Reihenfolge 
der eingehenden Anträge ausgestellt, sowohl für Verwandte 
von US-Bürgern als auch für Bewerber, die Kenntnisse oder 
eine Ausbildung mitbrachten, die in der US-Wirtschaft nach-
gefragt wurden.

Gesetzeslage seit 1980
Inmitten einer Phase wirtschaftlicher Unsicherheit, die ge-

prägt war von ungleichen Einkommensverhältnissen, stagnie-
renden Löhnen und hoher Arbeitslosigkeit, verkündete Ronald 
Reagan 1985, dass die USA die Kontrolle über ihre Grenzen 
aufgrund einer „Invasion” von irregulären Einwanderern verlo-
ren hätten. Damit erhob er die Einwanderung zu einer Frage der 
nationalen Sicherheit.3 Das Gesetz zur Reformierung und Kon-
trolle von Zuwanderung (Immigration Reform and Control Act, 
IRCA) von 1986 entsprach diesem neuen Sicherheitsbedürfnis 
in vier Kernpunkten: Maßnahmen entlang der Grenze zu Mexi-
ko wurden verschärft; eine Sanktionierung von Arbeitgebern 
wurde eingeführt, um vor der Beschäftigung von Schwarz
arbeitern abzuschrecken; Personen, die sich bereits längere 
Zeit undokumentiert im Land aufhielten, wurde eine Amnestie 
angeboten (das Legally Authorized Worker Program, LAW); für 
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft wurde ein gesondertes An-
erkennungsprogramm aufgelegt (das Special Agricultural Wor­
ker Program, SAW).

Im Jahr 1990 wurden Maßnahmen im Gesetz verankert, um 
die Zuwanderung von Fachkräften zu erhöhen. Außerdem wur-
de von 1995 an die Einwandererzahl auf etwa 675.000 pro Jahr 
begrenzt. Diese Zahl setzte sich zusammen aus 480.000 Per-
sonen, die im Rahmen der Familienzusammenführung ins Land 
kamen, 140.000 Arbeitsimmigranten und 55.000 so genannten 
diversity immigrants aus Ländern, aus denen nur ein geringer 
Zustrom zu verzeichnen war.

Auch der Zugang von Einwanderern zu den Sozialsystemen 
rückte in den 1990er Jahren in den Blickpunkt. Höchst umstrit-
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ten war die Verabschiedung eines Gesetzesantrags (Proposi­
tion 187), mit dem in Kalifornien irregulären Einwanderern der 
Zugang zu Sozialleistungen wie z. B. medizinischer Versorgung 
verwehrt werden sollte. Bei diesem Fall aus dem Jahr 1994 
handelt es sich nur um den bekanntesten in einer ganzen Reihe 
von gesetzlichen Maßnahmen gegen irreguläre Einwanderung. 
In den späten 1990er Jahren erhöhte sich wieder der Druck, 
hochqualifizierten Einwanderern den Zugang ins Land zu er-
leichtern, um die boomende Wirtschaft mit Arbeitskräften zu 
versorgen.

Entwicklungen seit dem 11. September 2001
Die Terroranschläge vom 11. September 2001 boten neuer-

lichen Anlass zu einer Reformierung des Zuwanderungs
systems. Die Anschläge wurden von nichtamerikanischen 
Staatsbürgern auf US-Gebiet verübt, was als Hinweis gedeutet 
wurde, dass die Zusammenarbeit zwischen Bundesbehörden, 
Bundespolizei und dem Grenzschutz nicht mehr angemessen 
funktionierte. Als Konsequenz der Anschläge wurde die Ver-
antwortung für Einwanderung und Grenzschutz im neu ge-
schaffenen Heimatschutzministerium (Department of Home-
land Security, DHS) zusammengeführt. Fragen der Einwande-
rung und der inneren Sicherheit wurden eng verknüpft im als 
Patriot Act bekannt gewordenen Gesetz (Provide Appropriate 
Tools Required to Intercept and Obstruct Terrorism (PATRIOT) 
Act), durch das die Vergehen, für die Immigranten abgescho-
ben werden können, ausgeweitet wurden, und das es erleich-
tert, nicht-amerikanische Staatsangehörige für lange Zeit in 
Unter-suchungshaft zu nehmen.

In den letzten Jahren sind Versuche unternommen worden, 
das Zuwanderungsgesetz dahingehend zu reformieren, dass 
die Nachfrage des Arbeitsmarkts nach Zuwanderern mit Grenz-
schutz- und Sicherheitsbelangen in Einklang gebracht wird. 
Das Repräsentantenhaus verabschiedete im Dezember 2005 
eine Gesetzesvorlage (H.R. 4437), die auf neue und schärfere 
Maßnahmen entlang der Grenze abzielte, während der Senat 
im Mai 2006 eine Vorlage (S. 2611) verabschiedete, die ergän-
zend zu stringenten Sicherheitsmaßnahmen auch erheblich 
ausgeweitete Möglichkeiten zur legalen Einwanderung und Er-
langung der Staatsbürgerschaft vorsah. Keine der beiden Vor-
lagen wurde vom Kongress bestätigt und die andauernde De-
batte, wie Unzulänglichkeiten im Einwanderungssystem beho-
ben werden können, hat sich in parteipolitischen Gefechten 
verfangen (siehe hierzu auch das Kapitel zu aktuellen Debat-
ten).

Aktueller Stand der Einwanderungspolitik 

Nicht-amerikanischen Staatsbürgern kann nach drei Haupt-
kategorien dauerhaft Aufenthalt im Land gewährt werden: Fa-
milienzusammenführung, arbeitsmarktorientierte Einwande-
rung und Fälle humanitärer Hilfe. Die Zahl der Menschen, de-
nen jedes Jahr4 ein dauerhafter Aufenthaltsstatus gewährt wird, 
setzt sich zusammen aus Neuankömmlingen sowie Personen, 
deren befristete Aufenthaltsgenehmigung in eine unbefristete 
umgewandelt worden ist. Permanente Einwanderer (Lawful 
Permanent Residents, LPRs, auch bekannt als Inhaber einer 
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„Green Card“) genießen viele Rechte in den USA: sie können 
unbefristet im Land wohnen und arbeiten, Eigentum erwerben, 
öffentliche Schulen und Hochschulen besuchen, zum Militär 
gehen und die US-Staatsbürgerschaft beantragen.5 

Die Familienzusammenführung stellt bei weitem den häufig-
sten Zugangsweg für über die Hälfte der LPRs dar. Die anderen 
Haupteinwanderungswege führen über die arbeitsmarktorien-
tierte Einwanderung (employment-based immigration), Flücht-
lings- und Asylanträge (siehe das Kapitel über Flucht und Asyl) 
und das so genannte „Vielfaltslotto“ (Diversity Lottery, siehe 
unten). 

Fami l ienzusammenführung 
kommt vor allem für zwei Personen-
gruppen in Frage: direkte Verwand-
te von US-Staatsbürgern sowie Fa-
milienmitglieder, die gemäß den 
Präferenzkategorien gefördert wer-
den. Die erste Gruppe umfasst Ehe-
gatten und Kinder von US-Staats-
bürgern und ist zahlenmäßig unbe-
grenzt; in der Regel gehören 40 % 
der in einem Jahr zugelassenen 
LPRs dieser Kategorie an. Die zwei-
te Gruppe teilt sich in vier Präferenz-
kategorien, von denen drei die Zu-
sammenführung von US-Staatsbür-
gern regeln und eine weitere den 
Zugang für Ehegatten und unverhei-
ratete Kinder von Menschen mit 
dauerhaftem Aufenthaltsstatus 
(LPRs). Insgesamt sind die Zulas-
sungen in allen vier Präferenzkate-
gorien auf 226.000 bis 480.000 pro 
Jahr begrenzt.6 Darüber hinaus dür-
fen in keiner Kategorie mehr als 7 % 
der Genehmigungen auf ein Land entfallen. 

Ein anderer Weg zur dauerhaften Niederlassung führt über 
die arbeitsmarktorientierte Einwanderung, die für hochqualifi-
zierte und ungelernte Arbeitskräfte, abgestuft in vier verschie-
denen Kategorien, gleichermaßen möglich ist. Meist wird ein 
konkretes Angebot eines Arbeitgebers vorausgesetzt. In einer 
fünften Kategorie werden Einwan-derungsvisa für Personen 
ausge-stellt, die ein Unternehmen gründen oder in ein Unter-
nehmen investieren wollen. Die Zulassungen für Arbeits-kräfte 
sind auf 140.000 pro Jahr begrenzt, wobei diese Zahl um die 
Zahl der ungenutzten LPR-Zulassungen für Familienangehöri-
gen (falls vorhanden) erhöht werden kann. Hier dürfen ebenfalls 
nicht mehr als 7 % der Genehmigungen auf ein Land entfal-
len. 

Schließlich werden über ein Losverfahren (Diversity Lottery) 
jährlich 55.000 Visa an Bewerber erteilt, aus deren Heimatlän-
dern in den vergangenen fünf Jahren nicht mehr als 50.000 
Menschen in die USA eingewandert sind. Eine Liste mit ent-
sprechenden Ländern wird jedes Jahr vor Beginn des Losver-
fahrens vom Ministerium veröffentlicht.

Über diese Zuwanderungsmöglichkeiten hinaus gibt es eine 
Vielzahl von Visumskategorien innerhalb derer befristete Auf-

enthaltsgenehmigungen an so genannte „Nicht-Immigranten“ 
(nonimmigrants [sic!]) erteilt werden können. Die Zahl dieser 
Visa ist begrenzt. So werden beispielsweise jedes Jahr 65.000 
befristete Visa für hochqualifizierte Arbeitskräfte (H-1B-Visa) 
ausgegeben (plus 20.000 zusätzliche Visa für ausländische Ab-
solventen von US-Universitäten) sowie 66.000 Arbeitsvisa (H-
2B-Visa) für Saisonarbeiter bzw. Arbeitskräfte, die gebraucht 
werden, um vorübergehenden Arbeitskräftemangel in folgen-
den Bereichen auszugleichen: Baugewerbe, Gesundheitswe-
sen, Landschaftsgärtnerei, Forstwirtschaft, Fertigung, Nah-
rungsmittelverarbeitung und Hotelgewerbe.

Einwanderungsbewegungen

Die Zahl der Personen pro Jahr, die eine permanente Auf-
enthaltserlaubnis (LPR-Status) erhalten, steigt seit dem Zwei-
ten Weltkrieg kontinuierlich an. In den 1950er Jahren waren es 
durchschnittlich 250.000 Personen im Jahr; im Zeitraum von 
2000 bis 2006 lag diese Zahl vierfach höher, bei knapp über 
einer Million pro Jahr.7

Im Jahr 2006 bekamen insgesamt 1.266.264 Personen den 
LPR-Status, von denen 447.016 (35,3 %) neu ins Land einge-
reist waren, und 819.248 (64,7 %) bereits in den USA gelebt und 
einen Statuswechsel vollzogen hatten. Insgesamt 803.335 Per-
sonen (63,0 %) erhielten einen dauerhaften Aufenthaltsstatus 
im Zuge der Familienzusammenführung, 159.081 Personen (3,5 
%) im Zuge der arbeitsmarktorientierte Zuwanderung, 44.471 
Personen (3,5 %) im Rahmen des Losverfahrens (Diversity 
Lottery) und 216.454 weitere Personen (17,0 %) im Rahmen der 
Bestimmungen für Flüchtlinge und Asylberechtigte. 
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Abbildung 1: Zahl der erteilten permanenten Aufenthaltserlaubnisse (LPR-Status), 
US-Geschäftsjahre 1997-2006

Quelle: Yearbook of Immigration Statistics, US Department of Homeland Security



Die Einwandererbevölkerung

In den vergangenen Jahren ist die gesamte Einwandererbe-
völkerung stark angestiegen. 1990 waren 19,8 Millionen US-
Bürger im Ausland geboren, im Jahr 2003 bereits 33,5 Millio-
nen, was gut 11 % der Gesamtbevölkerung entspricht. Die 
Mehrheit der im Ausland Geborenen stammt aus Lateinamerika 
(52,0 %), während 25,0 % in Asien, 13,7 % in Europa und 8,0 % in 
anderen Weltregionen geboren wurden.8

Bildungsabschlüsse sind für die Einwandererbevölkerung 
von entscheidender Bedeutung, da diese oftmals eine starke 
Korrelation zu den Berufsaussichten und 
erfolgreicher Integration aufweisen. Ins-
gesamt ein Fünftel (21,5 %) der im Aus-
land Geborenen haben lediglich bis zur 9. 
Klasse die Schule besucht, verglichen mit 
4,1 % der einheimischen US-Bevölkerung. 
Auch besitzen weniger im Ausland Gebo-
rene als Einheimische einen High-School-
Abschluss (40,0 % gegenüber 60,3 %). 
Hingegen nähern sich die Leistungen der 
beiden Gruppen im höheren Bildungsbe-
reich: so haben 27,3 % der im Ausland 
Geborenen und 27,2 % der Einheimischen 
mindestens einen Bachelor-Abschluss. 

Beschäftigungsstatistiken zeigen, 
dass im Ausland geborene Arbeitnehmer 
im Vergleich zu einheimischen Arbeitneh-
mern im Dienstleistungssektor überreprä-
sentiert (23,3 % bzw. 14,9 %) und in der 
Kategorie der leitenden Angestellten und 
Fachpersonal unterrepräsentiert (26,9 % 
bzw. 36,2 %) sind, wobei diese Anteile je 
nach ethnischer Gruppe unterschiedlich 
ausfallen. Zum Beispiel gehören propor-

tional mehr in Asien geborenen Personen (47 %) und 
weniger in Zentralamerika geborenen Personen (7,9 %) 
der Gruppe der leitenden Angestellten und Fachper-
sonal an.  

Ergebnisse der Volkszählung aus dem Jahr 2000 
zeigen, dass die Zahl derer, die eine andere Sprache 
als Englisch zu Hause sprechen, seit 1990 von 15,4 
Millionen auf 25,5 Millionen gestiegen ist. Die Mehr-
heit der im Ausland Geborenen spricht jedoch Eng-
lisch „gut“ oder „sehr gut“. Es zeigte sich aber auch, 
dass insgesamt 35 % nur über begrenzte Englisch-
kenntnisse verfügen, von denen 23 % Englisch 
„nicht gut“ sprechen und 12 % „überhaupt nicht“. 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass in den 
letzten Jahren zunehmend Druck ausgeübt wird, 
Englisch offiziell zur Amtssprache in den USA zu er-
nennen, was gegenwärtig nicht der Fall ist. Anträge 
des Senats haben 2007 die Bundesbehörden dazu 
aufgefordert, die Stellung der englischen Sprache 
zu bewahren und zu fördern. Wenngleich nicht aus-
geschlossen werden soll, dass Informationen auch 
in einer anderen Sprache als Englisch abgefasst 
werden können, soll jedoch klargestellt werden, 

dass die Bürger keinen Rechtsanspruch auf solche Leistungen 
haben.

Die im Ausland geborene Bevölkerung konzentriert sich vor 
allem auf die Staaten Kalifornien, Texas, New York, Illinois und 
Florida. In den letzten Jahren lässt sich jedoch eine zunehmen-
de Streuung von Einwanderergruppen über die gesamten USA 
verzeichnen. Diese Verbreitung wird vor allem durch bessere 
Berufsaussichten, die sich in anderen Staaten ergeben, und die 
hohen Lebenshaltungskosten in den traditionellen Siedlungs-
gebieten befördert. In Georgia, South Carolina, Alabama, Dela-
ware, Pennsylvania, Tennessee, North Carolina und North Da-
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Quelle: Yearbook of Immigration Statistics, US Department of Homeland Security
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kota waren in den letzten Jahren die größten prozentualen Stei-
gerungen der im Ausland geborenen Bevölkerung zu verzeich-
nen.

Staatsbürgerschaft

Alle Personen, die in den USA geboren werden, erhalten 
automatisch die US-Staatsbürgerschaft. Menschen, die keine 
gebürtigen US-Staatsbürger sind, können die Staatsbürger-
schaft durch Einbürgerung erhalten, für die sie eine Reihe von 
bestimmten Kriterien erfüllen müssen. Der Einbürgerungspro-
zess kann zwischen sechs Monaten und zwei Jahren dauern. 
Ein – legaler – Einwanderer, der eingebürgert werden möchte, 
muss mindestens 18 Jahre alt sein, mindestens fünf Jahre lang 
in den USA gelebt haben (drei Jahre, wenn die Person mit ei-
nem US-Staatsbürger verheiratet ist) und darf nicht vorbestraft 
sein. Außerdem muss ein Bewerber ausreichende Englisch-
kenntnisse sowie Kenntnisse der Geschichte und des Regie-
rungssystems der USA in einem Einbürgerungstest nachwei-
sen.

Historisch betrachtet sind weniger als die Hälfte aller Ein-
wanderer in den USA letztlich amerikanische Staatsbürger ge-
worden. Das Interesse an einer Einbürgerung hat seit den 
1990er Jahren jedoch zugenommen. Zu Beginn der 1990er leb-
ten 6,5 Millionen Eingebürgerte in den USA; diese Zahl stieg bis 
2002 auf 11,3 Millionen (bzw. 49 % der im Ausland geborenen 
Bevölkerung). Dieser Anstieg wird auf Maßnahmen zurückge-
führt, durch die öffentliche Leistungen für Nicht-Staatsbürger 
beschränkt wurden, als auch auf veränderte Bearbeitungsge-
bühren.9 Im Jahr 2006 wurden 702.589 Personen eingebürgert; 
die fünf bedeutendsten Herkunftsländer dabei waren Mexiko 
(12 %), Indien (6,8 %), die Philippinen (5,8 %), China (5 %) und 
Vietnam (4,3 %). Die Mehrzahl der 2006 Eingebürgerten wohn-
te in den Bundesstaaten Kalifornien (21,8 %), New York (14,8 %) 
und Florida (12,9 %).10

Integration 

Debatten über die Integration von Neuzuwanderern sowie 
die daraus folgenden Herausforderungen für die USA konzen-
trieren sich maßgeblich auf Hispanic Americans (Amerikaner 
lateinamerikanischen Ursprungs) und insbesondere auf die 
Mexikaner. Die Diskussionen werden über vielfältige Themen 
geführt, einschließlich kontroverser Thesen wie jener von Sa-
muel Huntington in „Who Are We? The Challenges to America’s 
National Identity“ („Wer sind wir? Die Herausforderungen für 
die Amerikanische Identität“). Huntington argumentiert, dass 
die gegenwärtige Zuwanderung mexikanischer Immigranten 
eine größere Herausforderung darstellt als die frühere Einwan-
derung von Iren, Juden und Italienern und sich auch grundsätz-
lich von dieser unterscheidet. Er stellt die These auf, dass ähn-
liche Erfolge bei der Assimilation früherer Zuwanderer für die 
latein-amerikanischen Zuwanderer wenig wahrscheinlich sei-
en, da es Probleme durch die direkte Nachbarschaft zu Mexi-
ko, den Umfang der Zuwanderung, ihre Irregularität, ihre regio-
nale Konzentration und ihr Andauern sowie durch die histori-
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sche Präsenz von Mexikanern in den südlichen Staaten der 
USA gäbe. Diese Betrachtungsweise ist überaus kontrovers 
und stieß folglich auf starke Kritik.

Im Gegensatz zu Huntingtons These weisen Wissenschaft-
ler darauf hin, dass der Einwanderungsprozess von Mexikanern 
durchaus den Mustern früherer Einwanderungswellen zu folgen 
scheint. Zum Beispiel sei das Phänomen, wonach ein Großteil 
der Neuankömmlinge aus Mexiko zu einer Bevölkerungsgruppe 
gehört, die, obwohl sie Arbeit hat, arm ist und geringe Aussich-
ten auf einen Job außerhalb des Niedriglohnsektors hat, nicht 
neu: Zu Beginn des letzten Jahrhunderts standen polnische 
und italienische Einwanderer vor den gleichen Problemen. Da-
her ist zu hoffen, dass auch bei erschwertem Zugang zu höhe-
rer Bildung und damit besseren Berufsaussichten ausreichend 
Spielraum bleibt, der es der mexikanischstämmigen Bevölke-
rung ermöglicht, sich auf der Ebene der Arbeiterschicht in die 
US-Gesellschaft zu integrieren. Viele Kinder von mexikani-
schen Einwanderern wachsen in Gemeinschaften auf, die zwar 
arm, aber dennoch gut in den örtlichen Arbeitsmarkt integriert 
sind. Dadurch bieten sich Kontakte und Zugang zu Arbeits-
plätzen, die eine zentrale Rolle bei der weiteren Integration spie-
len. 11

Flucht und Asyl

Die Kategorien Flucht und Asyl sind insofern gleichzuset-
zen, als sie Nicht-Amerikanern offen stehen, die nicht in der 
Lage sind, in ihr Herkunftsland zurückzukehren, da sie dort, 
aufgrund ihrer ethnischen Herkunft, Religion, Nationalität oder 
Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe, oder wegen ihrer poli-
tischen Meinung, verfolgt werden – oder die begründete Be-
fürchtung davor besteht. Während jedoch Flüchtlinge eine Ein-
wanderung von außerhalb der USA beantragen, stellen Asylbe-
werber ihren Antrag innerhalb des Landes bzw. am Ort der 
Einreise. Personen, denen Flüchtlings- oder Asylstatus zuer-
kannt wird, erhalten eine Arbeitsgenehmigung und beide Grup-
pen können sich nach einem Jahr ununterbrochenen Aufent-
halts um eine unbefristete Aufenthaltsgenehmigung bewer-
ben. 

Die jährlichen Quoten für die Anerkennung von Flüchtlingen 
sind in den letzten Jahren deutlich herabgesetzt worden. Im 
Jahr 1980, als erstmals eine Obergrenze für die Anerkennung 
eingeführt wurde, lag diese bei 231.700 Personen pro Jahr; seit 
2004 liegt die Grenze bei 70.000. Für Asylberechtigte gibt es 
bislang keine Quotenregelung.

Im Jahr 2006 wurden 41.150 Flüchtlinge aufgenommen; die 
Hauptherkunftsländer waren Somalia (25 %), Russland (15 %) 
und Kuba (7,6 %). Zusätzlich wurde 2006 insgesamt 26.113 
Personen Asyl gewährt; diese kamen hauptsächlich aus China 
(29 %), Haiti (12 %), Kolumbien (11 %) und Venezuela (5,2 %).12 

Die US-Flüchtlingspolitik ist gerade in den vergangenen 
Jahren heftig kritisiert worden, insbesondere wegen der gerin-
gen Zahl von aufgenommenen Flüchtlingen. In den 1990er Jah-
ren wurden durchschnittlich 100.000 Flüchtlinge pro Jahr auf-
genommen; im Zeitraum von 2000 bis 2006 lag dieser Durch-
schnitt bei 50.000, deutlich unterhalb der vorgegebenen 
Höchstgrenze. 

Länderprofil Nr. 4 Die Vereinigten Staaten von Amerika



Besonders deutliche Kritik wird im Hinblick auf den Irak ge-
äußert, wo seit Beginn der von den USA geführten Invasion 
zwei Millionen Menschen zu Flüchtlingen und weitere 1,8 Millio-
nen zu Vertriebenen innerhalb des Landes geworden sind. Im 
Februar 2007 stellte Außenministerin Condoleeza Rice Pläne 
der US-Regierung vor, nach denen es 7.000 irakischen Flücht-
lingen, die sich bereits in Nachbarländern aufhalten, gestattet 
werden soll, sich innerhalb des kommenden Jahres in den USA 
anzusiedeln. Zuvor hatten die USA seit Beginn des Krieges im 
Jahr 2003 lediglich 463 Flüchtlinge aus dem Irak aufgenom-
men. 13

Irreguläre Zuwanderung

Schätzungsweise 12 Millionen undo-
kumentierter Einwanderer halten sich in 
den USA auf. Dies entspricht nahezu ei-
nem Drittel der im Ausland geborenen Be-
völkerung des Landes. Das Problem der 
irregulären Zuwanderung wird im Kontext 
von Sicherheitsbelangen heftig debattiert. 
Der Umstand, dass diese Einwanderer ur-
kundlich nicht erfasst sind, wird als pro-
blematisch angesehen, insbesondere seit 
dem 11. September 2001. 

Von den Personen, die sich ohne Ge
nehmigung in den USA aufhalten, sind 
nach Schätzungen 60 % Mexikaner, weite-
re 25 % sollen aus lateinamerikanischen 
Staaten kommen. Es wird vermutet, dass 
die überwiegende Mehrheit dieser Men-
schen legal eingereist ist und nach Ablauf 
ihrer Visa das Land nicht wieder verlassen 
hat oder illegal über die südliche Landes-

grenze zu Mexiko gekommen ist.
Während der letzten 50 Jahre sind di-

verse, weitgehend vergebliche Versuche 
unternommen worden, irreguläre Einwan-
derung zu unterbinden. 1954 endete die 
Operation Wetback14 mit der Abschiebung 
von über einer Million Mexikanern und US-
Bürgern mexikanischer Abstammung 
(nämlich die in den USA geborenen Kinder 
irregulärer Einwanderer). Andere Maßnah-
men, etwa die Operation Gatekeeper, die 
1994 am Grenzabschnitt bei San Diego 
durchgeführt wurde, haben die Menschen 
lediglich dazu gezwungen, die Grenze an 
gefährlicheren Stellen zu überqueren, fern-
ab des hochgesicherten westlichen Ab-
schnitts.

Die Fehler im Gesetz zur Reformierung 
und Kontrolle der Zuwanderung (Immigra­
tion Reform and Control Act, IRCA) von 
1986, das sich fast ausschließlich mit dem 
Problem der irregulären Einwanderung be-
fasst, haben seinerzeit große Aufmerksam-

keit erregt. Rund drei Millionen nichtregistrierter Einwanderer 
waren nach Maßgabe des IRCA legalisiert worden. Da es je-
doch versäumt worden war, legale Wege der Einwanderung zu 
schaffen, um so dem hohen Bedarf an günstigen Arbeitskräf-
ten in der US-Wirtschaft nachzukommen, konnte die Zuwande-
rung irregulärer Migranten letztlich nicht gestoppt werden. 
Nach erfolgter Legalisierung ihres Aufenthaltes zogen die Fa-
milien und Verwandten der legalisierten Einwanderer anschlie-
ßend nach – die meisten kamen aus Mexiko und Mittelamerika 
–, wodurch eine neuerliche Welle von Zuwanderung ausgelöst 
wurde. Diese wiederum förderte eine einwanderungsfeindliche 
Haltung; insbesondere wurden Bedenken hinsichtlich des Zu-
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Abbildung 5: Anzahl positiver Asylentscheidungen,  
Geschäftsjahre 1990-2006

Quelle: Department of Homeland Security
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Abbildung 4: Zahl der aufgenommenen Flüchtlinge,  
US-Geschäftsjahre 1980-2006

Quelle: Department of Homeland Security



gangs zu Bildung, medizinischer Versorgung und Sozialleistun-
gen geäußert.15

Die Kontrolle der Südgrenze der USA ist in den letzten Jah-
ren Gegenstand ernsthafter Diskussionen gewesen, insbeson-
dere in den an Mexiko angrenzenden US-Bundesstaaten. Ver-
suche, die Ankunft weiterer nichtregistrierter Einwanderer 
durch Verstärkung von Grenzsperrungen in bestimmten Gebie-
ten zu vermeiden haben potenzielle Einwanderer lediglich ver-
anlasst, gefährlichere Wege zu wählen, um in die USA zu gelan-
gen und zur Erhöhung der Todesfälle in Zusammenhang mit il-
legaler Grenzüberquerung beigetragen.16

Bei Gegnern der irregulären Einwanderung schlagen die 
Emotionen bisweilen sehr hoch und so haben einige Privatleute 
bereits Gruppen gegründet, die die Grenze auf illegale Grenz-
übertritte hin überwachen. Es sind Vorwürfe geäußert worden, 
wonach einige dieser Gruppen weitergehend agieren als sie 
von sich behaupten. Es steht außer Frage, dass solche freiwilli-
gen Grenzpatrouillen völlig inakzeptabel sind und dass offiziel-
le Grenzbeamten einzusetzen sind. Jegliche Strategie zur 
Grenzkontrolle kann jedoch unter keinen Umständen isoliert 
funktionieren, sondern muss eingebunden werden in eine um-
fassende Revision der Einwanderungspolitik (siehe nachfol-
gendes Kapitel). 

Aktuelle Debatten

In den vergangenen Jahren hat sich der Druck auf die Re-
gierung erhöht, eine maßgebliche Reform des US-amerikani-
schen Zuwanderungssystems durchzuführen. Politische De-
batten über das Zuwanderungssystem konzentrieren sich im 
Wesentlichen auf drei miteinander zusammenhängende As-
pekte: Grenzkontrollen und Arbeitskräftemangel am nationalen 
Arbeitsmarkt; drohender Fachkräftemangel; Regularisierung 
irregulärer Einwanderer, die sich bereits im Land aufhalten.

Arbeitsmarktnachfrage versus öffentlicher Druck zur Zu-
wanderungskontrolle

Die zunehmende weltweite Integration des Arbeitsmarkts 
hat neue Realitäten geschaffen, die bei der Diskussion von Zu-
wanderung nicht ignoriert werden können. Nach Schätzungen 
des US-Bundesamts für Arbeitsmarktstatistik werden zwi-
schen 2002 und 2012 60 Millionen neuer Arbeitsplätze geschaf-
fen, von denen die Hälfte nicht mehr als einen High-School-
Abschluss voraussetzt.17 Diese wirtschaftliche Expansion fällt 
in eine Zeit, in der 75 Millionen „Baby-Boomer“ in Rente gehen, 
durch sinkende Geburtenraten die Bevölkerung nicht weiter 
wächst und in den USA geborene Arbeitskräfte immer besser 
ausgebildet sind. Das Defizit an einfach qualifizierten und un-
gelernten Arbeitskräften, das aufgrund der genannten Faktoren 
zustande kommt, ist jetzt schon in einigen Branchen spürbar.

Da die Zahl der gesuchten Arbeitskräfte die Zahl der zur 
Verfügung stehenden Arbeitsgenehmigungen bei weitem über-
steigt, wird die Arbeit oft von Zuwanderern geleistet, die sich 
ohne Genehmigung in den USA aufhalten. Außerdem wird 
durch die langen Bearbeitungszeiten die Beantragung der nur 
begrenzt verfügbaren H-2B-Visa (für Saisonarbeiter oder zum 
Ausgleich von vorübergehendem Arbeitskräftemangel) von Ar-

beitgebern und -nehmern als lästig empfunden. Dem Pew Hi-
spanic Center zufolge sind 14 % aller Beschäftigten im Bausek-
tor und in der Rohstoffindustrie undokumentierte Arbeiter.18

Als jüngster Versuch, den Bedarf des Arbeitsmarkts an ein-
fach qualifizierten und ungelernten Arbeitern mit Forderungen 
der Öffentlichkeit nach sicheren Grenzen in Einklang zu brin-
gen, wurde am 18. Juni 2007 im Senat ein Gesetzesentwurf zur 
umfassenden Reform der Einwanderung (S. 1639) vorgelegt.19 
Zum Zeitpunkt als das vorliegende Länderprofil verfasst wurde, 
hatte der US-Senat soeben eine endgültige Abstimmung über 
die Gesetzesvorlage scheitern lassen, was im Endeffekt einer 
Ablehnung gleichkommt.

Kernstück des Entwurfs bildeten Vorkehrungen, die auf eine 
stärkere Sicherung der Grenze zu Mexiko abzielten und vor ir-
regulärer Einwanderung abschrecken sollten, darunter die Er-
richtung von Fahrzeugsperren und mehreren hundert Kilome-
tern von Sicherheitszäunen, eine wesentliche Aufstockung der 
Zahl der Grenzbeamten, ein neuartiges elektronisches Identifi-
zierungssystem, mit dem Arbeitgeber den Status von mögli-
chen Arbeitnehmern überprüfen können, sowie eine härtere 
Sanktionierung von Arbeitgebern, die wissentlich Schwarz
arbeiter beschäftigen. Ergänzt wurden diese Sicherungsmaß-
nahmen durch 200.000 Visa, die jährlich für temporäre Arbeits-
kräfte zur Verfügung gestellt werden sollten. Dieses „Gast
arbeiterprogramm“ hätte es temporären Arbeitskräften ermög-
licht, dreimal hintereinander für jeweils zwei Jahre einzureisen, 
mit mindestens einem Jahr Unterbrechung zwischen den Auf-
enthalten. 

Zusätzlich beinhaltete der Gesetzesentwurf das Gesetz 
über Beschäftigungsmöglichkeiten, Unterstützungsleistungen 
und Sicherheit im Agrarsektor (Agricultural Job Opportunities, 
Benefits and Security, AgJOBS). Dieses Gesetz hätte irregulä-
ren Arbeitskräften im Agrarsektor die Möglichkeit eingeräumt, 
einen Antrag auf einen temporären – später dauerhaften – Auf-
enthaltstitel zu stellen, unter der Bedingung, dass eine gewisse 
Zahl an Arbeitstagen weiterhin in der Landwirtschaft geleistet 
werden. Der Entwurf hätte nicht nur eine Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen für undokumentierte Arbeitskräfte bedeu-
tet, sondern möglicherweise auch die Nachfrage nach neuen 
Zuwanderern im Agrarsektor durch die Bereitstellung erfahr
ener und legalisierter Arbeitskräfte gesenkt.  

Maßnahmen gegen den Fachkräftemangel
Unternehmen und Universitäten in den USA profitieren seit 

langem vom Zustrom ausländischer Talente. Die Zahl der Men-
schen, die auf legalem Weg ins Land einreisen wollen, übertrifft 
jedoch bei weitem die Zahl der in den arbeitsmarktrelevanten 
Kategorien zur Verfügung stehenden Visa. Die jährliche Quote 
für so genannte H-1B-Visa für hochqualifizierte Arbeitskräfte ist 
in der Regel schon in den ersten Wochen eines US-Geschäfts-
jahres erschöpft. Wie bei allen arbeitsmarktrelevanten Visa las-
sen sich lange Wartezeiten schlecht mit den Bedürfnissen der 
Arbeitgeber vereinbaren.

Zur Verbesserung der legalen Zugangswege für qualifizierte 
und hochqualifizierte Arbeitskräfte sah der Gesetzesentwurf 
die Einführung eines Punktesystems vor. Anhand dieses Punk-
tesystems sollten potenzielle Zuwanderer aufgrund ihrer Ar-
beitserfahrung, Ausbildung, ihrer Englischkenntnisse und Ähn-
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lichem bewertet werden. Diejenigen mit den höchsten Punkt-
zahlen wären so lange zugelassen worden, bis die Quote für 
das jeweilige Jahr erfüllt gewesen wäre. Die Einführung dieses 
Systems wäre langfristig zu Lasten der Zuwanderung zur Fami-
lienzusammenführung gegangen, die bislang der Hauptzuwan-
derungsweg auch für Fachkräfte ist. Es hätte auch eine Abkehr 
von der Auswahl der Zuwanderer durch Arbeitgeber bedeutet.

Umgang mit in den USA lebenden irregulären Einwande-
rern

Die zahlreichen Einwanderer, die sich ohne Genehmigung im 
Land aufhalten, bilden eine Schicht von Menschen zweiter Klas-
se, die von der vollständigen Integration in die US-Gesellschaft 
ausgeschlossen sind, obwohl sie viel zum wirtschaftlichen Erfolg 
des Landes beitragen. Es herrscht die allgemeine Vorstellung 
vor, dass die unmittelbare Abschiebung von irregulären Einwan-
derern eine Katastrophe für die US-Wirtschaft wäre, abgesehen 
davon, dass der Versuch, eine so große Zahl von Menschen ab-
zuschieben, ein ernsthaftes logistisches und finanzielles Pro-
blem darstellen würde. Derartige Abschiebungen würden aber 
wohl auch die Frage aufwerfen, wie mit den Kindern dieser Ein-
wanderer zu verfahren wäre, die das Recht haben, in den USA zu 
bleiben, weil sie dort geboren wurden. Daher wird auch politi-
scher Druck gegen die Abschiebung irregulärer Einwanderer 
ausgeübt, wie die Proteste im März 2006 gegen den Entwurf ei-
ner Zuwanderungsreform des Senats gezeigt haben. Allein in 
Los Angeles gingen Hunderttausende auf die Straße. 20

Der neueste Gesetzesentwurf im Senat hätte irregulären Ein-
wanderern, die vor dem 1. Januar 2007 in die USA eingereist 
sind, die Möglichkeit geboten, einen rechtmäßigen Aufenthalts-
status zu erwerben. Das dafür vorgesehene so genannte Z-Vi-
sum wäre vier Jahre lang gültig gewesen. Nach dieser Frist hätte 
die Möglichkeit bestanden, das Visum zu erneuern, vor-ausge-
setzt, dass ausreichende Englisch- und Landeskunde-Kenntnis-
se nachgewiesen worden wären. Um sich für eine unbefristete 
Aufenthaltsgenehmigung zu bewerben, hätte das jeweilige Fami-
lienoberhaupt vom Herkunftsland aus einen Antrag stellen und 
4.000 US-Dollar Bearbeitungsgebühr zahlen müssen. Während 
der Bearbeitungszeit wäre es den Antragstellern jedoch erlaubt 
gewesen, in die USA zurückzukehren. 

Des Weiteren beinhaltete der Gesetzesentwurf eine Initiative, 
Jugendliche, die undokumentiert in den USA leben, bei der Inte-
gration in die US-Gesellschaft zu unterstützen: der so genannte 
DREAM Act (Development, Relief, and Education for Alien Mino­
rs Act). Nach diesem Gesetz hätten Jugendliche, die die Kriteri-
en für das oben genannte Z-Visum erfüllt hätten, die Möglichkeit 
der sofortigen Beantragung eines dauerhaften Aufenthaltstitels 
gehabt, sofern sie bei der Einreise in die USA jünger als 16 Jahre 
gewesen wären und entweder die High School abgeschlossen 
oder zwei Jahre im Hochschulstudium oder Militärdienst ver-
bracht hätten. Durch eine solche Gesetzgebung würde für diese 
Jugendlichen ein erheblicher Anreiz geschaffen, eine höhere 
Schulbildung abzuschließen; ein wichtiger Schritt, da gerade der 
Faktor Bildung die Chancen auf dem Arbeitsmarkt und die Mög-
lichkeit zur Integration in die US-Gesellschaft erhöht.

Zukünftige Herausforderungen

Viele Beobachter waren bislang optimistisch, dass in der 
ersten Hälfte des Jahres 2007 eine umfassende Reform der Zu-
wanderungsgesetzgebung verabschiedet würde, zumal der öf-
fentliche Druck gewachsen war, die Demokraten im Kongress 
die Mehrheit besitzen und Präsident Bush nicht mehr zur Wie-
derwahl zur Verfügung steht.

Die Gesetzesvorlage, die im vorangegangenen Abschnitt 
kurz dargestellt wurde, war wohl der ausgewogenste Versuch 
einer umfassenden Einwanderungsreform der letzten Jahre. 
Nach der Entscheidung des Senats am 28. Juni, die Vorlage 
nicht zur endgültigen Abstimmung zu bringen, ist es unwahr-
scheinlich geworden, dass vor der Präsidentschaftswahl im 
November 2008 überhaupt noch eine größere Reform verab-
schiedet wird. Für das Scheitern wird die Auffassung vieler Re-
publikaner verantwortlich gemacht, der Gesetzesentwurf käme 
einer Amnestie für irreguläre Einwanderer gleich.

Ein erfolgreicher gesetzlicher Vorstoß muss eine deutliche 
Betonung auf die innere Sicherheit legen – nicht nur auf Grenz-
kontrollen, sondern auch auf konsequente Sanktionierung von 
Arbeitgebern –, aber ebenso auf Möglichkeiten des Umgangs 
mit nichtregistrierten Einwanderern, die sich bereits in den USA 
aufhalten. Während es recht wahrscheinlich ist, dass sich De-
mokraten und Republikaner auf eine Regelung bei der Grenz-
kontrolle einigen, dürften sich die Verhandlungen über den Um-
gang mit nichtregistrierten Einwanderern, die mittlerweile eine 
erhebliche Bevölkerungsgruppe ausmachen, deutlich schwieri-
ger gestalten. 

In der Zuwanderungsdebatte der kommenden Jahre wird 
die eingebürgerte lateinamerikanische Bevölkerung in den USA 
an Bedeutung gewinnen, weil sie eine Wählergruppe mit gro-
ßem Interesse an der Reform der Zuwanderungspolitik dar-
stellt. Sowohl Demokraten als auch Republikaner, die diese 
Wähler in der kommenden Präsidentschaftswahl für sich ge-
winnen wollen, werden deshalb ihre Haltung zu diesem Thema 
entsprechend anpassen müssen. 

Letztlich bleibt abzuwarten, ob eine neue Gesetzgebung 
die Einwanderung erfolgreich in legale Bahnen lenken kann. 
Damit dies geschehen kann, müssen Quoten für Arbeitskräfte 
– zur vorübergehenden oder dauerhaften Anstellung und auf 
allen Qualifizierungsebenen – ausreichend hoch sein, um dem 
Bedarf des amerikanischen Arbeitsmarkts gerecht zu werden, 
und der Prozess der Visaerteilung muss effizienter ablaufen als 
bisher.
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Endnoten

1 Obwohl zu diesem Zeitpunkt das Wort „Rasse“ auf biologische Unterschiede 
zwischen Völkergruppen hinweisen sollte, wird das Wort heutzutage von 
Wissenschaftlern im englischen Sprachraum nur als soziales Konstrukt 
eingesetzt.

2 Siehe Ngai (1999).
3 Siehe Durand et al (1999).
4 Im Bereich der Einwanderungspolitik ist das US-Geschäftsjahr (von Oktober 

bis September) gemeint.
5 Siehe Jefferys (2007b). 
6 Die tatsächliche Quote wird jedes Jahr auf eine komplizierte Weise errechnet. 

Die Kalkulationen berücksichtigen die Zahl der Personen, die im vorigen 
Jahr in bestimmten Zulassungskategorien (z.B. direkte Verwandte von US-
Bürgern, für die es keine Zulassungsbegrenzung gibt) den LPR-Status be-
kommen haben. Die Zulassungsquote für die Präferenzkategorien der Fami-
lienzusammenführung darf nicht geringer als 226.000 sein. Wenn die be-
rechnete Quote weniger als 226.000 beträgt, wird sie standardgemäß bei 
226.000 festgelegt. Siehe Jefferys (2007b). 

7 Siehe Jefferys (2007b).
8 Die hier angegebenen Daten zur Geburtsregion, Ausbildung und Beschäfti-

gung der im Ausland Geborenen Bevölkerung stammen aus Larsen (2004).
9 Siehe Margon (2004)
10 Siehe Simansiki (2007). 
11 Siehe Waldinger et al (2007). 
12 Siehe Jefferys (2007a). 
13„World looks away as Iraqis flood nearby states.“ The Financial Times. 15. 

Februar 2007
14 „Wetback” ist eine abschätzige Bezeichnung für einen illegal einwandernden 

Mexikaner, der den Rio Grande – bisweilen schwimmend – durchquert, um 
in die USA zu kommen.

15 Siehe Durand et al. (1999) und Gonzalez Baker (1997). 
16 Schätzungsweise 400 Mexikaner starben 2005 bei dem Versuch, die Grenze 

zu überqueren. Siehe „Sense, not Sensenbrenner.“ The Economist. 30. März 
2006. 

17 Siehe Jacoby (2006). 
18 Siehe Pew Hispanic Center (2006). 
19 Der Gesetzestext kann auf der Website der Library of Congress abgerufen 

werden: http://thomas.loc.gov 
20 Siehe „Migration und Bevölkerung“ 3/06, http://www.migration-info.de/

migration_und_bevoelkerung/. Schätzungen schwanken zwischen 500.000 
und 1 Million Demonstrationsteilnehmern.
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